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I. Geltungsbereich 
 
1. Die Vertragsgrundlage für diesen Auftrag bilden die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen (AGB), welche jederzeit unter www.hez-systeme.de einsehbar sind. Sie werden schon 
jetzt auch für alle zukünftigen vertraglichen Beziehungen vereinbart. Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen des Auftraggebers gelten nur insoweit, als ihnen der Auftragnehmer ausdrücklich 
schriftlich oder in elektronischer Form (§ 126 a BGB) zugestimmt hat. Schweigen des Auftrag-
nehmers auf übersandte Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftraggebers gilt nicht als 
Zustimmung. 

2. Für den Inhalt des Vertrages ist die Auftragsbestätigung des Auftragnehmers oder – soweit eine 
solche nicht vorliegt dessen Angebot maßgebend. Nimmt der Auftraggeber ein Angebot des 
Auftragnehmers unter Änderung oder Erweiterungen an, so richtet sich der Inhalt des Vertrags 
nach der Annahme des Auftragnehmers.  

3. Die zum Angebot gehörenden Unterlagen – wie Zeichnungen, Abbildungen, Gewichts- und 
Durchbruchsangaben usw. – sind, soweit nicht ausdrücklich auf Verlangen des Auftraggebers 
als verbindlich bezeichnet, nur angenähert maßgebend. Alle Eigentums- und Urheberrechte an 
dem Angebot und sämtlichen Unterlagen bleiben vorbehalten. Das Angebot und die Unterlagen 
dürfen nur mit schriftlicher Genehmigung des Anbieters weitergegeben, veröffentlicht oder ver-
vielfältigt werden oder für einen Sonstigen als den vertraglichen Zweck benutzt werden, es sei 
denn, die Vorlage ist zur Erfüllung gesetzlicher Maßnahmen zwingend erforderlich.  

4. Der Auftraggeber versichert, dass die beim Betrieb der Anlage verwendeten Medien (Wasser, 
Luft usw.) nicht aggressiv sind, bei Durchführung der Arbeiten keine Gefahrstoffe im Sinne der 
Gefahrstoffverordnung, insbesondere asbesthaltige Stoffe, auftreten oder zu beseitigen sind, 
die nicht in der Leistungsbeschreibung nach Art und Umfang ausdrücklich angegeben sind.  

 
II. Bauvorlagen und behördliche Genehmigungen 
 

Der Auftraggeber beschafft auf seine Kosten und sein alleiniges Risiko vor Beginn der baulichen 
Maßnahmen der HEZ-Systeme die für die Ausführung und den Betrieb der Anlage erforderli-
chen Genehmigungen. HEZ-Systeme hat die Genehmigungsfähigkeit nicht zu überprüfen, Ga-
rantien werden nicht abgegeben. Ist HEZ-Systeme dem Auftraggeber im Rahmen der Beantra-
gung der Genehmigung unterstützend behilflich, so hat der Auftraggeber die dadurch entstan-
denen Kosten zu erstatten. 
 

 
III. Preise und Zahlungen 
 
1. Die Preise des Angebots gelten nur bei Bestellung der gesamten Anlage. Sie verstehen sich 

zzgl. der Umsatzsteuer in der im Zeitpunkt der Leistungserbringung gesetzlich festgelegten 
Höhe (Leistungspreise).  

2. Sämtliche Nebenarbeiten (z.B. Maurer-, Stemm-, Verputz-, Zimmermann-, Erd-, Elektro-, Ma-
lerarbeiten) sind im Angebot nicht enthalten, sofern sie nicht in Positionen gesondert mit Menge 
und Preis aufgeführt sind. Falls sie vom Auftragnehmer ausgeführt werden, sind sie gesondert 
zu vergüten. 

3. Montagen, die aus vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Gründen zusätzlich ausgeführt 
bzw. wiederholt werden, sind gesondert zu vergüten. 

4. Wird die Montage aus Gründen, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, unterbrochen, 
werden die dadurch entstandenen Mehrkosten dem Auftraggeber berechnet. 

5. Der Auftrag wird auf Grund eines Aufmaßes zu den vereinbarten Einheitspreisen abgerechnet, 
wenn nicht ein Pauschalpreis vereinbart ist. 

 
IV. Eigentumsvorbehalt 
 

Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum und das Verfügungsrecht an dem Liefergegen-
stand bis zum Eingang aller Zahlungen aus dem Vertrag vor. Soweit die Liefergegenstände 
wesentliche Bestandteile des Grundstücks geworden sind und der Auftraggeber Eigentümer 
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des Grundstücks ist, verpflichtet sich dieser, bei Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungster-
mine dem Auftragnehmer die Demontage der Gegenstände, die ohne wesentliche Beeinträch-
tigung des Baukörpers ausgebaut werden können, zu gestatten und ihm das Eigentum an die-
sen Gegenständen zurück zu übertragen. Beeinträchtigt der Auftraggeber die vorgenannten 
Rechte des Auftragnehmers, so ist er diesem zum Schadensersatz verpflichtet. Die Demontage- 
und sonstige Kosten gehen zu Lasten des Auftraggebers. Werden Liefergegenstände mit einem 
anderen Gegenstand fest verbunden, so überträgt der Auftraggeber, falls hierdurch Forderun-
gen oder Miteigentum entstehen, seine Forderungen oder sein Miteigentumsrecht an dem 
neuen Gegenstand an den Auftragnehmer, und zwar in Höhe der Forderung des Auftragneh-
mers. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, auf Verlangen des Auftraggebers Sicherheiten, die 
er aufgrund dieses Vertrags erlangt hat, freizugeben, soweit diese den Wert aller gesicherten 
Ansprüche des Auftragnehmers um mehr als 20% übersteigen. 

 
V. Montage, Ausführungsfrist und Hinweispflichten bei Schweißarbeiten 
 
1. Ausführungsfristen sind rechtzeitig zu vereinbaren. Für den Montagebeginn ist Voraussetzung, 

dass die Arbeiten am Bau so weit fortgeschritten sind, dass die Montage unbehindert durchge-
führt werden kann. Die Ausführungsfrist beginnt erst mit der endgültigen Festlegung aller kauf-
männischen und technischen Voraussetzungen für die Ausführung der Anlage und nicht vor der 
Beibringung der vom Auftraggeber nach Nr. 2 zu beschaffenden Genehmigungen sowie nicht 
vor Eingang der eventuell vereinbarten Anzahlung. 

2. Bei Anfall von Schneid-, Schweiß-, Auftau- und/oder Lötarbeiten hat der Auftragnehmer den 
Auftraggeber auf die damit verbundenen Gefahren hinzuweisen. Der Auftraggeber ist verpflich-
tet, den Auftragnehmer auf etwaige Gefahren (z. B. Feuergefährlichkeit in Räumen oder von 
Materialien) aufmerksam zu machen und alle Sicherheitsmaßnahmen (z. B. Stellung von Brand-
wachen, Feuerlöschmaterial usw.) zu treffen. 

3. Soll bei besonders ungünstiger Witterung weitergearbeitet werden, so ist es Sache des Auftrag-
gebers, die Voraussetzungen für den Fortgang der Arbeiten zu schaffen. Der Auftraggeber hat 
für die Abstimmung des Vorhabens einen zuständigen Ansprechpartner mit Namen, Telefon-
nummer und E-Mail-Adresse zu benennen. Für eine Verhinderungsanzeige aufgrund von witte-
rungsbedingten Unterbrechungen und Verzögerungen bedarf es lediglich der elektronischen 
Form. 

  
VI. Abnahme und Gefahrenübergang 
 
1. Der Auftragnehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme der Anlage. Wird jedoch die Anlage vor 

der Abnahme durch höhere Gewalt oder andere unabwendbare, vom Auftragnehmer nicht zu 
vertretende Umstände beschädigt oder zerstört, so hat er Anspruch auf Bezahlung der bisher 
ausgeführten Arbeiten sowie der sonstigen entstandenen Kosten. Der Auftraggeber trägt die 
Gefahr auch vor Abnahme der Anlage, wenn er die Abnahme verzögert oder wenn die Montage 
aus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat, unterbrochen wird und wenn der Auftrag-
nehmer die bis dahin erstellte Anlage einvernehmlich ausdrücklich in die Obhut des Auftragge-
bers übergibt. 

2. Die Anlage ist nach Fertigstellung der Leistung abzunehmen, auch wenn die endgültige Einre-
gulierung noch nicht erfolgt ist. Besonders abzunehmen sind auf Verlangen in sich abgeschlos-
sene Teile der Leistung. Die Abnahme ist binnen zwölf Werktagen durchzuführen, wenn der 
Auftragnehmer die Abnahme der Leistung, auch in elektronischer Form, verlangt.  
Dabei kann jede Partei eine förmliche Abnahme verlangen und dabei auf eigene Kosten einen 
Sachverständigen hinzuziehen. Über die Förmliche Abnahme ist eine gemeinsame Nieder-
schrift zu fertigen, in die etwaige Vorbehalte wegen bekannter Mängel und etwaige Einwendun-
gen aufzunehmen sind. Die förmliche Abnahme kann dabei in Abwesenheit des Auftraggebers 
stattfinden, wenn der Termin vereinbart war oder der Auftraggeber mit genügender Frist dazu 
eingeladen wurde. Wird keine Abnahme verlangt, so gilt die Leistung als abgenommen mit Ab-
lauf von zwölf Werktagen nach elektronischer Mitteilung über die Fertigstellung der Leistung. 
Wird keine Abnahme verlangt und hat der Auftraggeber die Leistung oder ein Teil der Leistung 
bereits in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme nach Ablauf von sechs Werktagen nach 
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Beginn der Benutzung als erfolgt, wenn nichts anderes vereinbart wird. Die Benutzung von Tei-
len einer baulichen Anlage zur Weiterführung der Arbeiten gilt nicht als Abnahme. Mit der Ab-
nahme geht die Gefahr des zufälligen Untergangs auf den Auftraggeber in jedem Fall über.  

3. Während der probeweisen Inbetriebnahme wird das Bedienungspersonal des Auftraggebers 
vom Auftragnehmer in der Bedienung der Anlage unterwiesen. 

 
VII. Mängelansprüche 
 

Die Gewährleistung beträgt bei Bauwerken vier Jahre, für andere Werk zwei Jahre. Die Frist 
beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; bei in sich abgeschlossenen Teilen der Leis-
tung beginnt sie mit der Teilabnahme. Der Auftragnehmer haftet bei schuldhaft verursachten 
Mängeln für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. Bei 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Mängeln haftet er für alle Schäden. Im Übrigen ist 
dem Auftraggeber derjenige Schaden an der baulichen Anlage zu ersetzen, zu deren Herstel-
lung, Instandhaltung oder Änderung die Leistung dient, wenn ein wesentlicher Mangel vorliegt, 
der die Gebrauchsfähigkeit erheblich beeinträchtigt und auf ein Verschulden des Auftragneh-
mers zurückzuführen ist. Einen darüber hinausgehenden Schaden hat der Auftragnehmer nur 
dann zu ersetzen, wenn der Mangel einem Verstoß gegen die anerkannten Regeln der Technik 
beruht, wenn der Mangel in dem Fehlen einer vertragliche vereinbarten Beschaffenheit besteht 
oder soweit der Auftragnehmer den Schaden durch Versicherung seiner gesetzlichen Haftpflicht 
gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmäßigen, nicht auf außergewöhnliche Verhältnisse 
abgestellten Prämien und Prämienzuschlägen bei einem im Inland zum Geschäftsbetrieb zuge-
lassenen Versicherer hätte abdecken können. 

 
VIII. Alternative Streitbeteiligung 
 

Der Unternehmer ist weder bereit noch verpflichtet, an Streitbeilegungsverfahren vor einer Ver-
braucherschlichtungsstelle teilzunehmen.   

 
IX. Gerichtsstand 
 

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist, soweit der Auftraggeber Kaufmann ist, der Sitz der gewerb-
lichen Niederlassung des Auftragnehmers. 
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